


















besteht  genau  in  solchen  Untersuchungen,  weshalb  die  philosophische 
Migrationsethik  danach  strebt,  Grundlagen  für  entsprechende Wertungen 
und Urteile  zu  identifizieren. Hierbei  stehen  aktuell  liberale  Theorien,  die 







mitäts‐  und  Gerechtigkeitskrise  versteht.  Dieser  Migrationsethik  zufolge 




















responses  to  concrete  controversial  issues with  regard  to  the  allocation  of 
responsibility for refugees. This article discusses and criticizes these forms of 
















wogegen  sie es  für wünschenswert halten, dass Migrierende die von  ihnen 
angestrebten Ziele  erreichen  (z.B. Georgi und Schatral 2012; Mecheril  et al. 
2013). Andere gehen demgegenüber davon aus, dass Aufnahmegesellschaf‐
ten selbst entscheiden können müssen, ob und in welchem Maß sie Zuwan‐
derung  zulassen wollen,  und Maßnahmen  ergreifen  dürfen,  in  denen  ihre 
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Interessen  an  Zuwanderung  oder  deren Abwehr  zum Ausdruck  kommen 
(z.B. Streeck 2018). Die normativen Urteile und Wertungen begleiten dabei 
zumeist  nicht  nur  die  Forschung,  sondern  sie  bestimmen wesentlich mit, 
welche  Forschungsgegenstände  gewählt  und  welche  Fragen  hinsichtlich 
dieser Gegenstände gestellt werden. 
Zu den Aufgabengebieten der Philosophie gehört es, normative Urteile 
und Wertungen  selbst  in den Blick zu nehmen und zu untersuchen, ob  sie 





Setzungen  noch  bloß mehr  oder minder  kontingente  Präferenzen  und  sie 
müssen  sich  somit wie  andere Erkenntnisse  auch  intersubjektiv  bewähren. 
Zweitens wird  vorausgesetzt, dass  sich normative Urteile und Wertungen, 
egal wie  plausibel  und  evident  sie  erscheinen,  als  problematisch  erweisen 
können, weil und wenn sie nicht gut begründet sind. Sie können also Gegen‐
stand von Kritik sein, und von denjenigen, die sie vertreten, ist zu erwarten, 
dass  sie  in der Lage  sind,  auf die Kritik  zu  reagieren. Die Möglichkeit der 
Kritik gilt dabei sowohl für ›primäre‹ Akteure (wie zum Beispiel Migrierende 







auch  nur  das  Ernstnehmen  dieser  Furcht  abzuleiten,  wie  das  Ziel  von 









Betrachtung  von  eventuell  kontroversen Annahmen  über  Rechtfertigendes 








werden  nicht  bloß  subjektive  Befindlichkeiten  geäußert,  sondern  es  wird 
gesagt, dass eine Situation tatsächlich gut oder schlecht ist, und das heißt vor 
allem bei einer gemeinsamen Bewertung sich als solche erweist, weshalb sie 
einer  Verbesserung  oder  Bewahrung  auch  oder  vielleicht  sogar  vor  allem 
durch andere bedarf. Normative Urteile und Wertungen sollen Verbindlich‐
keiten zwischen Handelnden und Gründe, vielleicht sogar Motivation erzeu‐
gen,  Leistungen  für  andere  zu  erbringen. Wenn  dies  so  ist,  dann  spielen 
normative Urteile und Wertungen eine wesentliche Rolle in unserer Koordi‐






ten  können.  Das  schließt  bei  allem  Zugeständnis  an  kontingente  Aspekte 
solcher Urteile und Wertungen bloße Setzungen und Präferenzen  als Stan‐
dardmodus  aus. Wir  hätten  dann  nämlich  keinen  Grund,  die  normativen 
Urteile und Wertungen anderer als  solche  in unserem Handeln zu berück‐










sondere  hinter  der Auswahl  von  Forschungsobjekten  und Untersuchungs‐
perspektiven, stehen. Dabei ist die Frage, wie genau und auf welcher Ebene 
die  normativen Urteile  untersucht  und möglicherweise  begründet werden 






›Migration‹  oder  ›Immigration‹  gibt  das  Gegenstandsgebiet  an,  wobei  unter  Migration 
zumeist  die  mehr  oder  minder  dauerhafte  Verlagerung  des  Lebensmittelpunktes  über 
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Begründung  normativer  Urteile  beziehungsweise  von  Ansprüchen  und 
Pflichten  im  Kontext  von Migration  und  Integration  ergeben:  erstens  eine 
Begründung  über  grundlegende  allgemeine  Rechte,  zweitens  eine  solche 
über  das  Selbstverständnis  von  Zuwanderungsgesellschaften  und  drittens 
diejenige über die besonderen Pflichten gegenüber Flüchtlingen. Im Folgen‐
den werden diese drei Untersuchungsperspektiven kurz umrissen und dabei 
wesentliche  Schwierigkeiten  aller  drei Ansätze  herausgestellt. Die  Begrün‐
dung  von Ansprüchen  über  grundlegende  Rechte  vermag  aufgrund  ihres 
komplexitätsreduzierenden  legitimatorischen  Individualismus  relevante 
Eigenschaften  gegenwärtiger Migration nicht  zu  adressieren. Die Herange‐
hensweisen, die an bestehende politisch‐rechtliche Prinzipien oder Präferen‐
zen  anschließen,  leiden  darunter,  dass  sie  sich  der Kontingenz  rechtlicher 
und historischer Gegebenheiten aussetzen und  selten die  Implikationen  für 
weitere  Personen  oder Kontexte  berücksichtigen,  die  nicht  unmittelbar  be‐






der  zudem  die  Philosophie  in  der  interdisziplinären Migrationsforschung 
neu verortet. 
2  Globale Bewegungsfreiheit oder Vereinigungsfreiheit? 
Die  jüngere philosophische Migrationsethik hat  ihren Anfang  in den 1980er 





















laren  Grundlagen  der  Gerechtigkeit  hat  Folgen  für  die  Migrationsfrage: 
Wenn Gerechtigkeit das Resultat der Bildung einer besonderen Gemeinschaft 
ist, dann kann es nicht selbst ungerecht sein, andere von dieser Gemeinschaft 
auszuschließen.  Es  gibt  keine Gerechtigkeit  vor  und  außerhalb  dieser Ge‐
meinschaft,  sodass  es  auch  keinen  Bezugspunkt  für  Gerechtigkeitsurteile 
jenseits  einer  entsprechenden Gemeinschaft gibt. Gerechtigkeit  ist das, wo‐
rüber sich eine Gemeinschaft für ihre Interaktionen verständigt, und sie lässt 
sich nicht einfach von dieser Verständigung ablösen und auf andere Kontexte 
übertragen. Das  Recht  auf  exklusive Mitgliedschaft  in  einer Gemeinschaft 
(oder genauer: das Recht, eine Gemeinschaft mit Bürgerschaft nur für einige 





handelt  es  sich  dabei  nicht  um Gerechtigkeitspflichten,  sondern  um Hilfs‐
pflichten, die wiederum einer eigenen Begründung bedürfen und nur unter 
besonderen Umständen greifen. 
Mit  diesem Auftakt  der  philosophischen Migrationsdiskussion werden 
die Gründe, die für normative Urteile und Wertungen sprechen, zunächst auf 
der  allgemeinsten normativen Ebene  gesucht. Es wird  gefragt, wann über‐
haupt Ansprüche bestehen und  für gerechtigkeitstheoretisch  relevante Ver‐
teilungsfragen  (in  diesem  Fall: wer  bekommt  Bürgerschaft  und wer  nicht) 






Gewalt und Zwang  jedem gegenüber, der  ihnen ausgesetzt  ist, einer Recht‐
fertigung bedarf  (Carens 1987). Grenzen  lassen sich also nicht einfach ohne 
weitere  Begründung  schließen  und mit Gewalt  verteidigen. Der  rawlssche 
Urzustand bietet  in diesem Sinn ein Darstellungsmittel, um  sich die basale 
moralische Gleichheit  aller und das heißt  eine  Situation  zu vergegenwärti‐
gen,  in  der  Personen  das  Gewicht  von  Gründen  erwägen,  die  allgemeine 
Einschränkungen  und  Zwangsandrohungen  rechtfertigen.  Fragt  man,  ob 
Personen  in  einer  solchen  Entscheidungssituation  tatsächlich  bereit wären, 





(Carens  2013,  S.  225–254). Mit  der  Hinnahme  einer  grundsätzlichen  Ein‐









Carens  verschiebt  die  Bestimmung  der Grundlagen  normativer Urteile 
im Migrationsbereich. Während es  für Walzer um die Anwendung von Ge‐
rechtigkeitsprinzipien  auf  die  Frage  nach  der  Verteilung  von  Zugang  zu 
Mitgliedschaften  in Gemeinwesen geht, sind  für Carens die grundlegenden 




























ler und Wellman  fest, dass der  legitimatorische  Individualismus nicht  ato‐











gen werden  zu können,  sich mit  ihnen  zusammenschließen  zu müssen,  ist 
also fundamental. Hätten aber alle einen Anspruch auf globale Bewegungs‐
freiheit,  dann  hätte  dies,  so Miller  und Wellman,  zur  Folge,  dass  Zuwan‐







über  die  zu  begründen  ist,  ob Migrierende  oder  diejenigen,  die Migration 
behindern oder kontrollieren, im Recht sind, stehen sich zwei Auffassungen 






sen  sind, wird das Recht  reklamiert, über  solche Kooperationen  selbst  ent‐
scheiden  zu  können.  Dass  Grenzen  nicht  errichtet  oder Migrationswillige 











die  Argumentationen  vor  allem  gegen  angestammte  Bevölkerungen  oder 
Migrierende vorgebracht werden. Dem Begründungsanspruch nach handelt 
es  sich um Rechtfertigungen, denen auch diejenigen, die davon durch Ein‐




mus  auch  das  Problem  beider  Arten  von  Ansätzen:  Es wird  nämlich  die 
Komplexität gegenwärtiger Handlungs‐ und Machtverflechtungen auf quasi‐








und  Kooperation  innerhalb  von  sozialen  Gruppen,  aber  auch  über  deren 
jeweilige Grenzen hinaus etabliert wurden. Die moralisch begründeten An‐







zu wählen,  sondern  vielmehr  zu  fragen,  ob  Staatsbürger*innen  durch  die 
Leistungen,  die  sie  für  den Aufbau  geteilter  Institutionen  erbracht  haben, 
Eigentümer*innen  der  entsprechenden  Einrichtungen  geworden  sind.  Ihre 
Berechtigung,  Zuwanderungswillige  auszuschließen,  ergäbe  sich  dann  aus 
den  Eigentumsansprüchen,  also  aus  der  Berechtigung,  Vorteile  aus  selbst 
und freiwillig eingegangenen Lasten ziehen zu dürfen. Aber eine solche Ar‐
gumentation  kommt,  auch  wenn  man  die  selbst  begründungsbedürftige 
lockeanische  Eigentumstheorie,  die  ihr  zugrunde  liegt,  und  ihre Übertrag‐












weitere Rechtfertigung  zu  viele Aspekte  der  aktuellen  Situation  und  ihrer 












Die meisten  Staaten  reklamieren  für  sich,  grundsätzlich  berechtigt  zu 
sein,  jeden, der Aufnahme  begehrt,  abweisen  zu dürfen.  Sie  sind  aber  zu‐
gleich  internationale  rechtliche Verpflichtungen  eingegangen, die unter  be‐
stimmten Umständen die Aufnahme beziehungsweise die Nicht‐Deportation 
erfordern.  In  zahlreichen  Fällen  sind  sie  sogar mehr  oder minder  explizit 
Einwanderungsländer und öffnen daher willentlich  ihre Grenzen. Es bietet 
sich daher an, vor allem diese politischen Gemeinwesen zu betrachten, die 
sich  schon  als  Einwanderungsgesellschaften  verstehen  oder wenigstens  in 
einigen Hinsichten  anerkennen,  dass  Zuwanderung  notwendig  oder wün‐





oder Migrierende überhaupt dürfen,  sondern  es wird davon  ausgegangen, 
dass sich in der Normativität, die den Staat und die Beziehungen unter Bür‐
ger*innen  bzw.  zwischen  Staat  und  Bürger*innen  charakterisiert,  Ansatz‐
punkte  finden,  über  die  sich  plausible  und  hinreichende  Antworten  auf 
migrationsbezogene  Konflikte  geben  lassen.  Die  Normativität  müsste  so 
–––––––––––– 
4  Als ›foundationalist‹ oder im Deutschen ›fundamentalistisch‹ werden in der Philosophie 
Positionen  verstanden,  die  nach  letzten  ›Fundamenten‹,  also  basalen,  nicht  bestreitbaren 




nicht  über  philosophische  oder  andere  Begründungsaufwendungen  von 






ven  Regelungen  und  Selbstverständnissen  und  bestreiten  damit  zunächst 
nicht die oft von Staaten reklamierte Souveränität. Gezeigt werden soll viel‐
mehr, dass dieser Anspruch von  Staaten,  selbst und  letztlich nach  eigenen 
Präferenzen über die Gestaltung von Grenzen entscheiden zu dürfen, ange‐
sichts von wesentlichen normativen Erwartungen  innerhalb der Staaten  zu 
präzisieren  und  zu  begrenzen  ist.  Ein  entsprechend  unbeschränktes  Ent‐
scheidungsvermögen, wie es oft unter dem Titel der ›Souveränität‹ gesehen 
wird, ist also, so die These, mit den in und für die Staaten und ihre Entschei‐
dungen  geltenden Normen  und Werten  nicht  vereinbar. Um  diese Nicht‐















diesem Kontext  angeführt wird.  In  späteren Artikeln  hat  er  (z.B.  Bader  2005)  für  einen 
Kontextualismus argumentiert, bei dem jeweils von Fall zu Fall beziehungsweise von Staat 
zu Staat zu entscheiden ist, ob Grenzen offen sein müssen. Im Unterschied zu den nachfol‐
gend  angeführten  Strategien  versteht  Bader  dabei  das Abwägen  aber  vor  allem  als  ein 
solches  der  grundlegenden  Ansprüche,  die  im  vorhergehenden  Abschnitt  präsentiert 
wurden. 
6  Iseult  Honohan  (2009)  argumentiert,  dass  in  Staaten  der  Familienzusammenhang 
menschenrechtlich  geschützt  ist  und  es  folglich  nicht  zulässig  sein  kann, Migration  zum 
Zweck der Familienzusammenführung einfach zu unterbinden. Auch  in diesem Fall wird 
eine  innerstaatlich für Bürger*innen geltende Norm herangezogen, um darüber zu zeigen, 




Andere  richten  sich weniger auf  solche konstitutiven Prinzipien demo‐
kratischer Ordnung,  sondern  konzentrieren  sich  auf  Immigrationspolitiken 
und das  heißt  auf die Prinzipien  hinter  jeweiligen Entscheidungen  für die 
Öffnung oder Schließung von Grenzen für unterschiedliche Gruppen Migrie‐
render. Hierbei wird  davon  ausgegangen,  dass  es  insbesondere  in  Staaten 
des Globalen Nordens  gewöhnlich  nicht  kontrovers  ist,  ob Grenzen  über‐
haupt geöffnet werden sollen, sondern dass vielmehr die beste beziehungs‐
weise  eine  normativ wünschenswerte  Zuwanderungspolitik  umstritten  ist. 
Einigkeit gibt es demgemäß typischerweise darüber, dass die Zuwanderung 







von  Flüchtlingen  hinaus,  ausschließlich  oder  primär  an  eigenen  Interessen 
ausrichten zu dürfen. Dagegen wird von einigen argumentiert, dass ein sol‐
cher Voluntarismus  in Widerspruch zu Prinzipien steht, die die Gemeinwe‐




diejenigen, die aus Europa  stammen  (Blake 2005, S. 233). Sarah Fine  (2016, 
S. 148) stellt vor diesem Hintergrund insgesamt fest, dass Positionen restrik‐
tiver Zuwanderungspolitik oft eng mit Rassismus und anderen Formen der 
Diskriminierung  etwa  aufgrund  von Religion  oder  Ethnizität  einhergehen, 
sodass,  wenn  solcher  Rassismus  oder  entsprechende  Diskriminierungen 
verurteilt  werden,  zu  fragen  ist,  ob  die  entsprechenden  Politikvorschläge 
zulässig sein können. 
Eine dritte Gruppe von Autor*innen sucht nach Modellen,  in denen die 
innerhalb  von  Staaten  und möglicherweise  auch  zwischen  Staaten  (bezie‐
hungsweise  einzelnen Gruppen  in  ihnen)  und Migrierenden  kontroversen 
Punkte in Lösungen zusammengeführt werden, die für alle von Vorteil sind. 
So  plädieren  Patti  Lenard  und  Christine  Straehle  (2011)  für  ›Gastarbei‐















chende Programme  letztlich die  grundlegenden Kontroversen  obsolet wer‐
den. Denn die Erfahrungen der Aufnahmegesellschaften werden, so die An‐
nahme,  in vielen Fällen klar machen, dass Zuwanderung  in  ihrem  eigenen 
Interesse  ist  und  sie  damit  legitime  Erwartungen  im  Zusammenhang  der 
globalen Gerechtigkeit erfüllen können.7 
Zu  all diesen Ansätzen wäre  vieles Weitere  im Detail  zu  sagen, wozu 
hier nicht der Platz  ist. Zu  fragen  ist  allerdings,  ob  sie  ihrem  eigenen Ziel 
gerecht werden, normative Bezugspunkte zu  identifizieren, die Urteile und 
Wertungen  in aktuellen Konflikten und Kontroversen über Migration erlau‐
ben. Mit  Blick  auf  die  grundlegenden  Überlegungen  wurde,  wie  im  Ab‐
schnitt 2 gesehen, konstatiert, dass bei ihnen oft nicht klar ist, was sie ange‐
sichts  der  Entwicklungen  und Vorgeschichten  von Auseinandersetzungen, 
wie sie derzeit zum Beispiel über die europäische Flüchtlings‐ und Grenzpo‐
litik  oder  über Klimamigration  geführt werden,  bedeuten.  Solche  Schlüsse 
sind  bei  vielen  der  hier  genannten Ansätze  nicht  viel  einfacher. Denn  der 






bei  ist  sogar nicht auszuschließen, dass das  Interesse an einer Ausdehnung 
von regular migration über bestehende normative Bezugspunkte selbst Grün‐
de  generiert,  die  für  die  Zurückweisung  von  ›irregulären Migrant*innen‹ 
sprechen und nicht  selbst normativ  thematisiert werden. Zudem  ist  zu be‐
rücksichtigen, dass unterschiedliche Staaten durchaus verschiedene normati‐
ve  Referenzpunkte  bieten  beziehungsweise  andere  bisherige  Zuwande‐
















bringen  können? Der Versuch, mit  der  Bezugnahme  auf  allgemeine Hilfs‐
pflichten, wie  sie  sich  in  verschiedenen  Rechtssystemen  und  insbesondere 










zeigen,  existierende Normen  zu mobilisieren,  liegt  es  nahe,  nicht  von  ver‐










krise‹  seit  2015  diejenige  ist, wer  die Verantwortung  für  Flüchtlinge  über‐
nehmen  muss.  In  seinen  Augen  ist  das  internationale  Flüchtlingsregime 
dadurch  gekennzeichnet,  dass  die  Frage  der  sekundären  Verantwortung 
ungeklärt ist und dies unter den gegebenen Umständen beschränkter Bereit‐
schaft,  die  primäre  Verantwortung  zu  übernehmen,  zu  einem  praktischen 
–––––––––––– 
8  Dabei  dankt  die  Philosophie  ab,  wenn  sie  sich  ganz  zur  Erfüllungsgehilfin  einer 
politischen ›Verantwortungsethik‹ macht und  letztlich bloß die Zulässigkeit oder gar Not‐













rechtlichen Verpflichtungen  nicht  erfüllen  und  Flüchtlinge  folglich weiter‐
wandern, dann kommen jene in Staaten, die keine primären flüchtlingsrecht‐
lichen Verpflichtungen  ihnen gegenüber haben,  sie  aber dennoch nicht  ab‐
schieben dürfen. Spätestens diese Situation macht klar, dass die Allokation 
von Verantwortung  im Flüchtlings‐, Menschenrechts‐ und  insgesamt huma‐
nitären Völkerrecht normativ unbefriedigend  ist. Sie  führt, da  ihr ein über‐
zeugendes Distributionsprinzip  fehlt,  sowohl mit der primären Verantwor‐
tungszuweisung  als  auch  durch  das  non‐refoulement‐Gebot  zu  ungerechten 
Verteilungen der Lasten, die die Unterbringung, Versorgung und Integration 
von Flüchtlingen mit  sich bringen, was wiederum  für Staaten einen Grund 





haben und  in welchen Hinsichten  sie Aufgaben  an  andere übergeben kön‐
nen, etwa in den Formen der Abschiebung oder der Schließung von Grenzen. 
Zur  Bewältigung  dieses  Problems  kollektiven Handelns  schlägt Owen 




ten  relativiert  werden,  ihrer  menschenrechtlichen  Pflicht  nachzukommen, 






mung  und  die  Vernachlässigung  transnationaler  Ordnungen, wie  der  EU 








die  Frage  primär  eine  der  gerechten  Verantwortungsverteilung?  Geht  es 
nicht  vielmehr  um  die  Zulässigkeit  von Maßnahmen  wie  Abschiebungen 
oder  Grenzschließungen,  mit  denen  Zwang  auf  andere  Staaten  ausgeübt 
wird? 




und Werte,  noch  in der Bestimmung des  aktuellen Problems  als  eines der 
Verantwortungsallokation  eine  wesentliche  Rolle.  Es  wird  vielmehr  nach 
Prinzipien und vor allem Pflichten auf Seiten von Staaten oder  ihren Bevöl‐
kerungen und eventuell bei  transnationalen Strukturen gesucht, die  sie zu‐
mindest  in  einigen  Fällen  verpflichten  würden,  ihre  Grenzen  zu  öffnen, 
Migrierenden die Einreise zu erlauben und  jenen vielleicht sogar bestimmte 
soziale  Leistungen  oder  politische  Teilhabe  zu  gewähren.  Damit  ist  aber 
normativ immer schon vorausgesetzt, dass Migrierende nicht an sich Ansprü‐
che erheben können,  sondern darauf angewiesen  sind, entgegenkommende 
Pflichten  auszumachen,  für deren Existenz  Faktoren wie normative  Selbst‐
verständnisse oder gesellschaftliche beziehungsweise ökonomische Kapazitä‐
ten ausschlaggebend sein sollen, die nichts mit Migration oder den Gründen 
für  dieselbe  zu  tun  haben. Der Versuch,  den Anwendungsschwierigkeiten 
der grundlegenden Überlegungen zu entgehen, trägt also die schwere Hypo‐
thek,  eine  –  vielleicht  auch  nur  vermeintlich  –  bessere Anwendbarkeit da‐
durch zu erreichen, dass Migrierende zum bloßen Objekt normativer Selbst‐
verpflichtungen werden. Eine  solche Vorentscheidung  ist normativ zurück‐
zuweisen, weil  sie den Migrierenden normative Autorität  abspricht9  – und 
sie verfehlt zudem den Kern der aktuellen Kontroverse. 
Eine Migrationsethik,  die  bei  bestehenden Regeln  internationalen  oder 
staatlichen Rechts ansetzt (Cherem 2016), mag normative Ressourcen ausfin‐
dig machen,  über  die  einige  der  relevanten  Akteure  und  Instanzen  dazu 
gebracht werden könnten, auf das Handeln von Migrierenden nicht einfach 
mit Repression  zu  antworten. Aber dies  verdeckt  letztlich die  eigentlichen 
Konflikte  und  kann  höchstens  als  eine  Art  ›Symptommilderung‹  wirken. 
–––––––––––– 
9  Wichtig  bei  dieser  Kritik  ist,  dass  sie  nicht  impliziert,  dass  die  Ansprüche  von  Mi‐





tiven Urteilen und Wertungen  zu  führen,  sollte dieses Vorhaben  in  seinen 
unmittelbaren politisch‐rechtlichen Effekten interessiert begleiten, dabei aber 
den strategischen Charakter des Ansatzes nicht vergessen, und das heißt vor 














ges Thema  in der philosophischen Diskussion war,  so hat  sich dies  in den 
letzten  Jahren  deutlich  verändert. Dabei  steht  insbesondere  in  Europa  vor 
allem die Frage nach dem Umgang mit Flüchtlingen  im Mittelpunkt. Dieser 
Fokus auf  ›Flüchtlinge‹, wie auch die Bezeichnung der Vorgänge, die  ihren 
bisherigen Höhepunkt  im  Jahr 2015 hatten, als einer  ›Flüchtlingskrise‹, sind 
Effekte einer spezifisch zugeschnittenen Betrachtung dessen, was geschehen 
ist und weiter geschieht. Es werden nämlich das europäische und internatio‐









dann  liegt es  sehr viel näher, von einer Migration zu  sprechen, die auf die 
globale Legitimitäts‐ und Gerechtigkeitskrise reagiert: Das Versprechen von Staa‐
ten,  transnationalen Strukturen und  internationalen Organisationen,  jeweils 










derung  des  anthropogenen  Klimawandels  zu  reagieren,  die Durchsetzung 
nationaler,  religiöser, ethnischer und weiterer  Interessen mit Formen  trans‐ 
und internationaler Gewalt, die transnational unterstützte Verhinderung von 
Demokratisierungsprozessen  sowie  insgesamt  die Verweigerung  global  in‐
klusiver Entscheidungsstrukturen und Institutionen sind einige der wesentli‐
chen  Charakteristika  der  aktuellen  Situation. Diese  Charakteristika  führen 
dazu,  dass  es  in  vielen  Situationen  nicht  mehr  rational  ist,  vermeintlich 
geltendes  Recht  einzuhalten  und  kein  strategisches  Verhältnis  zu  den 
Rechtsordnungen einzunehmen. Vor diesem Hintergrund sind viele Formen 
aktueller  ›irregulärer‹ Migration  insbesondere vom Globalen  Süden  in den 
Globalen Norden Ausdruck  der  Entscheidungen  Einzelner,  aber  auch  von 
Familien, Dörfern oder ganzen Bevölkerungsgruppen, diese Situation nicht 
mehr  einfach hinzunehmen,  sondern  selbst nach Möglichkeiten  zu  suchen, 
ihre  jeweilige Lage zu verbessern und sich politische oder  rechtliche Status 




der  globalen Ordnung  legen  es  nahe,  zumindest  gegenwärtige  Süd‐Nord‐




gehen  ist, dass Migration, die  auf die globale Krise  reagiert, nicht weniger 
umfangreich, sondern im Gegenteil eher zunehmen wird (Smith 2018), dann 
müssen  sich  auch  die  normativen  Referenzpunkte  für  deren  Beurteilung 
beziehungsweise für diejenige von Abwehr‐ und Steuerungsmaßnahmen auf 
derselben Ebene bewegen. Die Frage, wie Europa oder einzelne Mitgliedstaa‐













dem  westfälischen  Modell  souveräner  Staaten  aufruhenden  Völkerrechts 
prima  facie Geltung beanspruchen kann. Der aktuelle Zustand der Welt  ist 
vor  allem  auch  ein Resultat  des Wirkens  von Kollektivakteuren, wie  etwa 
Staaten,  die  entsprechende Möglichkeiten  gerade  durch  Vermögen  haben, 
über die  sie  aufgrund  ihrer  normative  powers, das heißt  vermittelt über die 
Strukturierungs‐  und  Koordinationsleistungen  von  existierenden  rechtlich‐
politischen Normen und entsprechenden Institutionen verfügen. 
Es müssen  also normative Referenzpunkte mit  globaler Reichweite  ge‐
funden werden. Hierfür eignen sich trotz ihres grundlegenden und auch die 
Rechte von Staaten allererst begründenden Charakters die zu Beginn disku‐
tierten  Überlegungen  von  Carens  und  anderen  nicht.  Sie  unterstellen mit 
ihrem  liberalen Rahmen eine basale Gleichheit aller, die für sie die Existenz 
einer gemeinsamen globalen Ordnung wünschenswert macht, um dann zu 
fragen, wie  diese Ordnung  ausgestaltet  sein müsste. Wenn  aber  von  einer 
globalen Legitimitäts‐ und Gerechtigkeitskrise ausgegangen wird, dann ste‐
hen gerade die Fragen  im Mittelpunkt, ob  es die vorliegende globale Ord‐
nung  geben  sollte  beziehungsweise welche Geltung  existierende  Elemente 





ist, die  auf die Abwesenheit  einer  solchen  globalen und  gerechten Grund‐
struktur reagiert.10 
Zudem  ist angesichts der globalen Asymmetrien auch nicht notwendig 




ren  Entscheidungen  und Handlungen  resultieren  und  somit  nicht  auf  ur‐
–––––––––––– 
10  Dabei  ist  ›Abwesenheit‹, wie aus dem Vorhergehenden deutlich geworden  sein  sollte, 
nicht so zu verstehen, dass es die entsprechende Grundstruktur einfach noch nicht gibt und 
nun zu  fragen wäre, wie sie aussehen sollte, wenn sie eingerichtet würde. Das wäre dur‐






sprünglich  gleich  verteilte  Pflichten  und  Rechte  zurückgehen. Wenn  etwa 
eine aktuelle Kriegssituation ihren Grund (auch) darin hat, dass andere Ent‐
scheidungen  getroffen  haben,  die mitursächlich  für  diese  Situation waren, 
dann können solche Entscheidungen Kompensations‐ und Restitutionspflich‐
ten und  ‐rechte  erzeugen, wobei weder  entsprechende Pflichten, noch  ent‐
sprechende Rechte global allen (gleichermaßen) zukommen. Es wird folglich 
hinsichtlich  jeweiliger Akteure  zu  fragen  sein, wer welche  ursprünglichen 
Pflichten oder Rechte hatte und was sich an der grundsätzlichen Verteilung 
von  Pflichten  und  Rechte  durch  vergangene  und  aktuelle  Entscheidungen 
und Handlungen geändert hat.11 
Man sollte allerdings auch nicht davon ausgehen, dass Migration selbst 
zu  legitimen und gerechten globalen Verhältnissen  führen wird. Es wird  in 
absehbarer Zeit und selbst wenn die Zahl Migrierender nochmals signifikant 
ansteigen  sollte nur  ein  (kleiner) Teil der Weltbevölkerung migrieren, und 








Aufbau  legitimerer  und  gerechterer  globaler  Verhältnisse  darstellen  –  in 
diesem Sinn gehört die Migrationsethik sicherlich zur ›nicht‐idealen‹ Theorie, 
bindet  ihre  Forderungen  und  Einsichten  aber  nicht  daran,  dass Migration 
zum Mittel wird, um den Gesamtzustand der Welt zu verbessern.12 
–––––––––––– 





Erde  aufhalten und dort  jeweils  als Handelspartner  anbieten  zu dürfen. Kant  greift dies 
unter dem Titel des  ›Weltbürgerrechts‹ am Ende des 18.  Jahrhunderts auf, beschränkt das 
Recht aber  im Unterschied zu Vitoria auf ein Besuchsrecht  (Eberl 2008).  Im Sinn des oben 
Ausgeführten  ist das auch als eine Reaktion auf den Gebrauch zu verstehen, den Koloni‐
satoren mit  einem  vermeintlichen  umfangreicheren Recht  gemacht  haben,  und  lässt  sich 
nicht  unmittelbar  auf  jede  Form  der Migration  beziehen.  Vgl.  zur  aktuell  entstehenden 
Debatte über Kants Position zur Migration Niesen (2017). 
12  In der methodologischen und normativen Diskussion über den Gegensatz von  idealer 
und nicht‐idealer Theorie geht  es  sehr  allgemein gesprochen um die Frage, wie  eng  sich 
normative Theorien an empirischen Gegebenheiten und deren unwahrscheinlicher Verän‐
derung  beziehungsweise  an  fehlender  Bereitschaft  orientieren  müssen,  normative 










und  Beziehungen,  die  ihnen  legitimerweise  Pflichten  auferlegen  könnten, 
haben,  Grenzen  anzuerkennen,  die  andere  Personen,  Staaten  oder  andere 













unklar,  wie  eine  solche  Pflicht  begründet  sein  sollte:  Warum  sollte  die 
Entscheidung, eine Grenze  setzen zu wollen, zur Folge haben, dass andere 
die  Pflicht  haben,  diese Grenze  zu  respektieren? Der  zu  Beginn  skizzierte 
liberale Verweis auf die Vereinigungsfreiheit ist richtig, wenn er sich auf die 
Kooperation von Personen bezieht. Personen haben keine Pflicht, mit  jedem 
anderen  zu kooperieren, und  sie können  folglich  für  sich  reklamieren, nur 
mit  ausgewählten  anderen  zu  kooperieren.  Aber  aus  dieser  Nicht‐Ver‐
pflichtung zur Kooperation (das heißt der Tatsache, dass jeweils andere einen 
–––––––––––––––––––––––– 
geteiltes Verständnis  der  gegenüberstehenden  Theorieformen  oder  ihrer  jeweiligen Not‐
wendigkeit beziehungsweise Funktion (Valentini 2012). In einem Strang der Diskussion, der 
wesentlich auf Amartya Sen zurückgeht, wird die nicht‐ideale Theorie so verstanden, dass 
sie das Ziel verfolgt, unter gegebenen Verhältnissen  zu  sagen, was  zu  tun  ist, damit die 
Verhältnisse im Vergleich zum Bestehenden besser werden (Sen 2006). Eine entsprechende 
Annahme,  dass  Migration  die  globale  Gerechtigkeits‐  und  Legitimitätslage  wesentlich 
verbessern  würde,  wird  hier  zurückgewiesen.  Zu  einer  ausführlicheren  Diskussion  des 
empirischen  Zusammenhangs  von  Migration  beziehungsweise  Nicht‐Migration  und 
Armutsbekämpfung im Licht der Migrationsethik siehe Oberman (2015). 



















liegen, wenn Migrierende  sich  klar  und  explizit  zur  bestehenden  globalen 
Ordnung  verhalten  und  dabei  eine  Auffassung  vertreten  haben,  die  zum 
Beispiel Staaten ein entsprechendes Recht zugesteht. Dies gilt etwa  für Per‐
sonen,  die  im  Rahmen  von Unabhängigkeitsbewegungen  Souveränität  für 
›ihr‹  Volk  oder  ›ihre‹ Nation  fordern  und  darüber  auch  die  Berechtigung 
reklamieren, die bisherigen ›Okkupant*innen‹ ausweisen zu dürfen. Für eine 




von  auszugehen,  dass  sie  entsprechend  des  zuvor  Gesagten  keine  Pflicht 
haben, nicht ohne Erlaubnis anderer zu migrieren, und es  ihnen somit  frei‐
steht,  dies  zu  tun.  Ihre  Abschiebung  wird  gewöhnlich  eine  illegitime 
Zwangsmaßnahme sein. 
Dieser  fundamentale  normative  Teil  trägt  eine Migrationsethik  jedoch 
nicht sehr weit. Denn darüber wird im Sinn Wesley Hohfelds (1913) lediglich 






de  anderswo  aufhalten  dürfen,  aber  er  sagt  nur  wenig  dazu  aus14,  was 
–––––––––––– 
14  Er  sagt  über  die Nicht‐Pflicht,  nicht  zu migrieren,  hinaus  aus,  dass Migrierende  das 










sprüche auf  solche Möglichkeiten  lassen  sich aber auf der normativ  funda‐
mentalen Ebene nicht begründen. Sie setzen im zweiten Teil der Migrations‐
ethik  eine  Theorie  globaler  Legitimität  und  Gerechtigkeit  voraus,  die  die 
aktuellen Weltverhältnisse normativ  reflektiert und vor deren Hintergrund 
weitergehende  Pflichten  von Aufnahmekontexten  und  Rechte  von Migrie‐
renden diskutiert und begründet. Die Migrationsethik geht dabei nicht ein‐






zur Migrationsethik wurde  bislang  noch  kaum  entwickelt.15  Interessanter‐
weise umgehen viele der Autor*innen, die wesentliche Beiträge zu Theorien 




entfalten.  In  ihm müssen  sich  normative  Theorie, Gesellschaftstheorie  und 
politische Theorie verbinden, die zudem informiert sein müssten über vielfäl‐
tigste  Studien  im Bereich der  interdisziplinären Migrationsforschung. Über 
die normative Theorie sollten einerseits die normativen Bezugspunkte oder 
Verfahren und  Institutionen expliziert werden, die die Legitimität und Ge‐
rechtigkeit  politischer,  rechtlicher  und  gesellschaftlicher  Verhältnisse  be‐
stimmen  (Niederberger  2009)  und  andererseits  die  jeweiligen  Ansprüche 












schen  und  kulturellen  Bedingungen  zu  fragen  ist,  die  der  globale Zusam‐
menhang  oder  transnationale  Strukturen  für verschiedene Akteursgruppen 
und  Institutionen mit  sich bringen. Zudem  sind die  jeweiligen Effekte von 
Migration  auf  Ausgangs‐,  Ankunfts‐  und  Transitkontexte  zu  betrachten 
(Weiß  2017). Mit  den Mitteln  der  politischen  Theorie wird  schließlich  zu 
untersuchen  sein, wie  es  um  die  –  insbesondere  demokratischen  –  Steue‐




sozialen Gegebenheiten  und  den  jeweiligen Gründen  für Migration  bezie‐





Migrationsethik doch gegenüber einem  solchen Anliegen  sperren.  In vielen 
Situationen werden Migrierende  für  sich  geltend machen  können, Gründe 
für  Inklusionsansprüche  zu haben, die  auf  illegitime  oder ungerechte Ver‐
hältnisse zurückgehen, und Flüchtlinge werden dabei weiterhin einen  rele‐
vanten  Sonderstatus  haben.  Es  ist  aber  nicht  auszuschließen,  dass  es  auch 
Fälle gibt, in denen Akteure in Aufnahme‐ oder Durchgangskontexten eben‐
falls gute Gründe haben und darüber die Berechtigung erlangen, Migrieren‐
den  die  Teilhabe  an  ihren Kooperationen  zu  verweigern. Die Verhältnisse 
zwischen verschiedenen Gruppen von Migrierenden  sowie diejenigen  zwi‐
schen Bereits‐Migrierten, Bald‐Migrierenden,  In‐den‐Globalen‐Norden‐ und 
Im‐Globalen‐Süden‐Migrierenden  und  so weiter werden  jeweils  genau  zu 
analysieren sein. Und schließlich darf die Frage, ob und in welchen Formen 
Migration zu einer legitimeren und gerechteren Welt beiträgt oder beitragen 
könnte,  natürlich  nicht  vernachlässigt  werden,  auch  wenn  dies  nicht  der 
primäre Fokus ist. 
Mit seinen zwei Teilen bewegt sich ein solcher neuer Ansatz der Migrati‐
onsethik  auf  der  Ebene  normativer  Grundlagen  wie  auch  auf  derjenigen 
normativer Klärungen in den komplexen Verhältnissen globalisierter Gesell‐
schaft und Politik. Beides wird nicht zu einfachen und einfach vermittelbaren 
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